Resolution - zur Sitzung des Stadtrats am 22. Juni 2006

(vorgelegt schon am 18. Mai 2006, Initiative Zuflucht)

Zur Situation von langjährig geduldeten Menschen in Koblenz

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: Die Stadt zum Bleiben, 

so lautet die Überschrift des Leitbildes unserer Stadt. Dieser Konsens für die Zukunft bezeugt, dass Koblenz eine offene Stadt ist.  Offenheit ist ein hohes Gut, das sich täglich neu erweisen muss. Offenheit zeigt sich in der Akzeptanz und Verteidigung von Menschenwürde und Menschenrechten. Ein offenes und tolerantes Gemeinwesen hat auch in schwierigen Zeiten Verantwortung für all jene zu übernehmen, die hilflos sind und Schutz vor Verfolgung suchen, besonders für Kinder.

Die UN-Kinderrechtskonvention, von unserem Staat unterschrieben und ratifiziert, verpflichtet alle Einrichtungen, Behörden und Gerichte dazu, bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, das Wohl des Kindes vorrangig zu berücksichtigen. 

Der Stadtrat von Koblenz stellt sich schützend vor die Menschen, die seit Jahren als Geduldete in unserer Stadt Zuflucht gefunden haben und nun von Abschiebung bedroht sind.

Der Stadtrat von Koblenz stellt sich schützend besonders vor die nur geduldeten Kinder, die z.T. in Koblenz geboren sind, und nun von Abschiebung bedroht sind. 

Gerade die Kinder sprechen Deutsch oft besser als die Sprache des Landes, das sie nur aus Erzählungen her kennen und das dann ihr Heimatland wäre. 

Außerdem ist nach der Abschiebung die Gefahr tätlicher Übergriffe groß und der Zugang zu einer Arbeitsstelle nicht gegeben. Für die Kinder sind weder der Schulbesuch noch die medizinische Versorgung garantiert. Für traumatisierte Flüchtlinge gibt es keine therapeutische Hilfe.

In Koblenz leben derzeit etwa 160 geduldete Flüchtlinge, darunter auch Kinder. 

Wir, die Mitglieder des Koblenzer Stadtrates, setzen uns für ein dauerhaftes Bleiberecht der seit vielen Jahren in unserer Stadt lebenden langjährig Geduldeten ein.

Wir fordern die Verantwortlichen in unseren Behörden, unseren Oberbürgermeister, unseren Innenminister und unseren Ministerpräsidenten auf, sich insbesondere für die Kinder und deren Rechte einzusetzen und ihnen Bleiberecht in ihrer Heimat Koblenz zu verschaffen. 

Wir fordern, dass Rheinland-Pfalz sich in der Innenministerkonferenz für eine bundeseinheitliche humanitäre Bleiberechtsregelung zugunsten langjährig geduldeter Flüchtlinge einsetzt. Gleichzeitig fordern wir stärkere Integrationsbemühungen von allen Seiten.

_____________________________________________________________________

Diese Resolution wurde nur von den Grünen unterstützt, der Stadtrat wollte sich nicht mit dieser Resolution befassen. (Bettina Lau)

